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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 150/16 B 
 
L 19 R 501/13 (Bayerisches LSG) 
S 3 R 707/09 (SG Bayreuth) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………….., 
  
 

g e g e n 
 
Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, 
Friedenstraße 12/14, 97072 Würzburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Juni 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts 

vom 8. März 2016 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwältin 

G.        aus B.           beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vor-

genannten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 8.3.2016 hat das Bayerische LSG einen Anspruch des Klägers auf höhere Alters-

rente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt und Antrag auf Prozesskostenhilfe (PKH) und Beiordnung von Rechtsanwältin 

G.       aus B.         gestellt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

und Verfahrensmängel. 

 

 

II 

 

Der PKH-Antrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 S 1 ZPO kann einem Beteiligten, der nach seinen 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum 

Teil oder nur in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG PKH bewilligt werden, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mut-

willig erscheint. Hinreichende Erfolgsaussicht liegt hier nicht vor. Damit entfällt zugleich die Bei-

ordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 

ZPO). 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 19.5.2016 genügt nicht der 

gesetzlich vorgeschriebenen Form, weil die Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) 

nicht in der hierfür erforderlichen Weise dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtsein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine solche Klärung erwarten lässt (vgl Senatsbeschluss vom 3.12.2013 - B 13 R 447/12 B - 

Juris RdNr 4, stRspr). 
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Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Beschwerdebegründung des Klägers ist - anders als notwendig - bereits keine Rechtsfrage 

zur Auslegung oder zum Anwendungsbereich einer revisiblen Norm des Bundesrechts (§ 162 

SGG) zu entnehmen. Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen 

Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht die weiteren Voraussetzun-

gen der Grundsatzrüge prüfen kann (vgl BSG Beschluss vom 13.4.2015 - B 12 KR 109/13 B - 

Juris RdNr 23, stRspr). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag des Klägers dar-

auf hin zu untersuchen, ob sich aus ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern 

ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48, stRspr). 

 

Wenn der Kläger als Verfahrensmangel rügt, dass vom LSG "die zitierten Gesetze und Verord-

nungen nicht ordnungsgemäß angewandt" worden seien, so macht er keinen Mangel im Verfah-

ren auf dem Weg zur Entscheidung (sog "error in procedendo"), sondern vielmehr die inhaltliche 

Fehlerhaftigkeit des angegriffenen LSG-Urteils geltend. Allein der Umstand, dass der Kläger die 

Entscheidung des LSG in der Sache für falsch hält, reicht nicht aus, um den Zugang zur Revi-

sionsinstanz zu eröffnen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10, stRspr). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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